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Mobilfunk und Gesundheitsvorsorge 

Ihre Nachricht an den Landesvorsitzenden der CDU Hessen, 

Herrn Ministerpräsidenten Volker Bouffier, v. 9. d. M. 

 

 

 

Sehr geehrte Frau Fertig, 

 

gerne komme ich heute auf Ihr Schreiben und Ihre Anfrage zu Fragen der Positionierung im 

Bereich „Mobilfunk“ zurück. 

 

Nach einer intensiven Diskussion haben wir auf unserem Parteitag am 8. September 2018 das 

Programm für die bevorstehende Landtagswahl beschlossen. Es ist ein Programm aus der Mitte 

unserer Partei und aus der Mitte der Bevölkerung. Ganz bewusst haben wir in unserem 

Programmprozess auf eine möglichst breite Beteiligung gesetzt. 

 

Mit diesem Programm haben wir die Weichen für eine Fortführung der erfolgreichen Arbeit der 

CDU-geführten Landesregierung in der kommenden Legislaturperiode gestellt. Wir sind überzeugt, 

dass vor uns immense Chancen für Hessen, seine Bürgerinnen und Büger und seine Wirtschaft 

liegen. Diese werden wir nutzen, damit Hessen auch in Zukunft ein starkes und erfolgreiches Land 

bleibt. 

 

Wir wollen Vorreiter sein bei der Abdeckung mit Mobilfunknetzen, flächendeckendem WLAN und 

beim 5G-Mobilfunk. Die Digitalisierung wird auch die Verkehrsmittel und die Mobilität verändern. 

Autonome Fahrzeuge, aber auch moderne Navigationssysteme, benötigen leistungsfähige 

Zugänge ins Internet. Daher beabsichtigen wir, ein kostenloses WLAN an allen hessischen 

Landstraßen aufzubauen. Alle Vorhaben werden im Rahmen der Strategie „Digitales Hessen“ 

zusammengefasst. Zudem wollen wir die Autobahnen in Hessen als erste Autobahnen in ganz 

Deutschland lückenlos mit dem 5G Standard ausstatten. 
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Für ein Mobilfunkförderprogramm werden wir in den Jahren 2020 bis 2024 rund 50 Millionen Euro 

bereitstellen, u. a. um 300 Masten insbesondere im ländlichen Raum zu errichten. 

 

Für die Verbreitung von WLAN wurde das Förderprogrammes „Digitale Dorflinde“ gestartet, mit 

welchem die CDU-geführte Landesregierung bis Ende 2019 rund 2 Millionen Euro bereitstellt. Auf 

diese Weise werden Kommunen bei der Einrichtung an geeigneten öffentlichen Plätzen, z. B. 

Rathäusern oder touristischen Anziehungspunkten, mit bis zu 1.000 Euro pro Hotspot und max. 

10.000 Euro pro Kommune unterstützt. 

 

Der Gesundheitsschutz der Bevölkerung ist hier von elementarer Bedeutung. Daher müssen 

selbstverständlich die entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen eingehalten werden. Zum 

Schutz der Bevölkerung vor gesundheitsschädigenden Wirkungen elektromagnetischer Felder gilt 

in Deutschland die 26. BImSchV. In ihr werden Grenzwerte u. a. für den Betrieb von ortsfesten 

Sendeanlagen (z. B. von Rundfunk, Fernsehen und Mobilfunk) auf der Basis von Empfehlungen der 

„Internationalen Kommission zum Schutz vor nichtionisierenden Strahlen (ICNIRP)“ sowie der 

„Weltgesundheitsorganisation (WHO)“, zwei international anerkannte Gremien, und 

Empfehlungen der deutschen „Strahlenschutzkommission (SSK)“ festgelegt. Grundlage dieser 

Empfehlungen sind die wissenschaftlich nachgewiesenen, gesundheitsrelevanten biologischen 

Wirkungen, die durch hochfrequente Felder ausgelöst werden können. Im Aufrag des 

Bundesumweltministeriums prüfen SSK und „Bundesamt für Strahlenschutz (BfS)“ überdies 

laufend die wissenschaftlichen Grenzwerte. 

 

Mobiltelephone sind in der 26. BImSchV bislang nicht berücksichtigt. Daher wurden zum Schutz 

der Nutzer internationale Grenzwerte für die Leistungsaufnahme erarbeitet. Dieser sog. 

„Teilkörper-SAR-Wert“ darf nicht mehr als 2 W/kg betragen und wird eingehalten, wenn die 

Ausgangsleistungen des GSM-Standards (bis zu 2 Watt im D-Netz und 1 Watt im E-Netz) nicht 

überschritten werden. Bei der Prüfung im Jahr 2001 hat die SSK auch offene Fragen identifiziert 

und eine Intensivierung der Forschungsaktivitäten auch unterhalb der geltenden Grenzwerte 

empfohlen. 

 

Gesundheitliche Beeinträchtigungen infolge nicht-thermischer Wirkungen im Bereich niedriger 

Intensitäten hochfrequenter Felder konnten gleichwohl nach Angaben des BfS bisher – trotz 

jahrzehntelanger Forschung – wissenschaftlich nicht nachgewiesen werden. Auch das in den Jahren 

2002 bis 2008 durchgeführte „Deutsche Mobilfunk-Forschungsprogramm“ mit über 50 

Forschungsprojekten konnte in Übereinstimmung mit weiteren nationalen und internationalen 

Forschungsergebnissen die früheren Hinweise auf mögliche biologische Wirkungen bei 

Intensitäten unterhalb der in Deutschland geltenden Grenzwerte nach unabhängiger Auffassung 

von SSK und BfS nicht bestätigen. Vor diesem Hintergrund halten wir die bestehenden Grenzwerte 

für ausreichend, befürworten jedoch gleichzeitig Vorsorgemaßnahmen und die Aufklärung der 

Verbraucher über den vernünftigen Umgang mit entsprechenden Geräten zur Verringerung der 

individuellen Strahlenbelastung. 
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Da jedoch auch das BfS der Auffassung ist, dass wissenschaftliche Unsicherheiten hinsichtlich der 

Frage zu möglichen Langzeitrisiken der Nutzung von Mobiltelephonen und der Frage nach einer 

möglichen Alters- und Geschlechtsabhängigkeit bzw. der Existenz von empfindlicheren 

Bevölkerungsgruppen existieren, werden die Forschungen in diesem Bereich richtigerweise 

kontinuierlich fortgesetzt. 

 

Fernauslesbare Wasserzähler, die Sie ebenfalls angesprochen haben, sind keine Anlagen im Sinne 

der 26. BImSchV, d. h. sie unterliegen auch nicht den darin angegebenen Grenzwerten für 

nichtionisierende Strahlung. Für Sie kann jedoch ebenso das der 26. BImSchV zugrundeliegende 

Grenzwertkonzept analog für eine Beurteilung der Exposition angewendet werden. Auch der „VII. 

Bericht der Bundesregierung über Forschungsergebnisse in Bezug auf die 

Emissionsminderungsmöglichkeiten der gesamten Funktechnologie und in Bezug auf 

gesundheitliche Auswirkungen“ vom 15. Dezember 2016 (Drs. 18/10600) stellt erneut fest, dass 

durch die geltenden Grenzwerte der 26. BImSchV die Bevölkerung ausreichend vor 

gesundheitlichen Auswirkungen hochfrequenter elektromagnetischer Felder geschützt ist. 

 

Das „Bayerische Landesamt für Umwelt“ stuft nach eigenen Studien den Beitrag der in den letzten 

Jahren vermehrt ausgebauten neuen Funktechniken LTE und BOS Funk zur Gesamtexposition als 

sehr niedrig ein. Im Vergleich dazu können in der Umgebung elektrisch betriebener Hausgeräte 

Felder in der Größenordnung der Grenzwerte oder sogar höher vorkommen. Insoweit ist es richtig, 

Verbraucher hierfür weiterhin zu sensibilisieren. 

 

Bereits im Jahr 2004 wurde unter Leitung des Bundesamtes für Strahlenschutz ein Runder Tisch zur 

Begleitung des „Deutschen Mobilfunk-Forschungsprogramm (DMF)“ eingerichtet. Er hat sich 

darüber hinaus bewährt und wird als „Runder Tisch Elektromagnetische Felder (RTEMF)“ auch 

unter Einbeziehung der Thematik „Stromnetzausbau“ fortgeführt. Er ist ein unabhängiges 

Beratungs- und Diskussionsgremium, das mehr Transparenz bei der Vermittlung und 

Kommunikation von Erkenntnissen im Bereich Strahlenschutz schaffen soll. Diese Arbeit 

unterstützen wir. 

 

Wir arbeiten hart daran, dass die großen Standortvorteile Hessens richtig genutzt und nicht aus 

der Hand gegeben werden. Wer sich heute auf den Erfolgen der Gegenwart ausruht, wird morgen 

nicht den Wohlstand erwirtschaften können, den wir für Berufs- und Lebensperspektiven, aber 

auch für die sozialen Errungenschaften in unserem Land benötigen. Die CDU ist der Garant dafür, 

dass der Wirtschaftsstandort Hessen auch in Zukunft stark bleibt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 


